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Der polniſche Kohlenbergbau im Jahre 1933. 

Nach den bisher verfügbaren Daken bekrug die Förderung der 
in der „Polniſchen Kohlenkonvention“ zuſammengeſchloſſenen 
Gruben 1933 insgeſamt 27 015974 to — 95,18 % der vorjähri- 
gen Förderung (28 385 281 to). Da die Förderung im erſten Halb- 
jahr nur 89,40 % der vorjährigen Förderung (11951 145 gegen 
13 367 630 to), im zweiten Halbjahr dagegen 100,31 % (15 064 928 
gegen 15017651 to) betragen habe, fei alfo neuerdings eine — 
zwar langſame und noch geringe, jedoch ſtetige — Beſſerung 
der Lage des polniſchen Kohlenbergbaus zu 
verzeichnen. Und zwar gelte diefe Feſtſtellung auch für den Ab- 
ſatz der Kohle. 

Der Inlandsabſatz habe 14931626 to — 101,17 % des vor- 
jährigen Abſatzes (14 759 515 to) betragen. Auch hier fei der Rück- 
gang im erſten Halbjahr auf 94,08 % (6 532 547 gegenüber 
6943 633 to) durch die Steigerung im zweiten Halbjahr auf 
107,46 % (8 399 079 gegenüber 7815882 to) mehr als ausge- 
glichen worden“). 

Am deuklichſten fei die Beſſerung auf den Lizenzmärkten 
(Oſterreich, Tſchechoſlowakei, Ungarn, Südſlavien), wo die Aus- 
fuhr im erſten Halbjahr nur 53,89 % der vorjährigen Ausfuhr 
(614 662 gegen 1 141 658 to), im 2. Halbjahr dagegen 112,81 % 
(1 116 712 gegenüber 989 935 to) betragen habe. Zwar habe durch 
diefe Steigerung der Rückgang des erſten Halbjahres nicht mehr 
ausgeglichen werden können, wohl aber feien dadurch 1933 noch 
81,22 % der vorjährigen Ausfuhr (1731374 gegen 213159 to) 
erreicht worden. 

Beſonders zu begrüßen fei, daß 1933 auch auf den freien 
Märkten — trog der rückſichtsloſen Konkurrenz Englands in 
Skandinavien — der Abſatz noch 96,88 % des vorjährigen Er- 
ports (7 971 183 gegen 8 227986 to) erreicht habe. Das fei nur 
dadurch erzielt worden, daß der polniſche Kohlenbergbau immer 
neue Abjagmärkte — beſonders über See — aufgeſuchk habe. 
Polens ſeewärtiger Export ſei daher 1933 nur wenig hinter dem 
Vorjahre zurückgeblieben (Export über Danzig und Gdingen 
7 867 365 gegen 8 046 314 to). 

Die Lage des polniſchen Kohlenbergbaus habe ſich alſo 1933 
nicht verſchlechtert. Vor allem hätten die Gruben ihre Finanz- 
— — 

) Polens Kohlenausfuhr habe 1933 den Betrag von 1932 nicht 
erreicht, fei vielmehr mit 9 703 000 to gegenüber 1932 (10 362 000 
to) um 659 000 to zurückgeblieben. Aber auch hier fei feſtzuſtellen, 
daß der Rückgang ausſchließlich in die erſten Monate des Jab- 
res falle, in den letzten Monaken ſich in das Gegenteil verkehrt 
habe. Da der Rückgang 1932 weit höher geweſen fei (10 362 000 
gegenüber 14 327000 to im Jahre 1931), fei auch hier zweifellos 
eine gewiſſe Stabiliſterung erreicht worden. („Gazeta Polska“ 
Nr. 6, 6. 1. 1934.) 
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verhältniſſe ordnen können und durch die — zwar mit viel Mühe 
und Opfern vollzogene — Anpaſſung an die weiter verjchlechter- 
ten Konjunkturbedingungen die Kriſe einigermaßen überſtanden. 

Eins der wichtigſten Ereigniſſe ſei die Verordnung des 
Handelsminiſteriums vom 31. 3. 1933 über 
die Senkung der Kohlenpreiſe (um 1483—20 %) 
geweſen. Gleichzeitig habe damals die Regierung — als Gegen- 
wert für weitere Rabatte an die Skaatsbahnen und die Erpor- 
teure — dem Kohlenbergbau für ein Jahr eine neue Fracht- 
ermäßigung von 3 Zloty pro to gewährt, wodurch die Verluſte 
aus der Pfundentwertung teilweife ausgeglichen worden feien. 
Dank diefer Maßnahme habe ſich der Kohlenexport trotz der 
ſcharfen Gegenaktion Englands und der ungünſtigen Lage auf 
den Auslandsmärkten ungefähr auf dem Niveau von 1932 er- 
halten, wodurch Tauſende von Bergarbeitern weiter beſchäftigt 
wurden. 

„Aber diese relativ günstige Sachlage erfährt erheb- 
liche Erschwerungen durch die Unmöglich- 
keit, Transaktionen zu längeren Terminen 
abzuschließen, da die Kohlenindustrie bisher nicht dar- 
über informiert wurde, ob die Regierung gewillt ist, die er- 
wähnten Tarifermäßigungen auch nach dem 1. April d. Js. zu 
gewähren. Da es aber keinem Zweifel unterliegt, daß bei Ein- 
stellung dieser Ermäßigungen man eine bedeutende Verringe- 
rung. . des Übersee-Exports erwarten müßte, wäre es 
sehr erwünscht, daß die Industrie schon 
heute gebührend über die weitere Dauer 
der Tarifermäßigungen informiert würde, 
denn infolge der Unmöglichkeit, langfristige Verträge abzu- 
schließen, werden verschiedene Möglichkeiten 
nicht ausgenutzt werden können. Das kann der In- 
dustrie wie der Nationalwirtschaft — besonders bezüglich der 
Handels- und Zahlungsbilanz sowie der Frage der Senkung 
der Arbeitslosigkeit — die Gefahr hoher Verluste bereiten, 
Der heutige Zustand der Unsicherheit ist 
also eine höchst unerwünschte Erscheinung und kann 
eventuell sogar den Verlust einiger, mit 
soviel Mühe und Opfern eroberter Über- 
seemärkte bewirken.“ 

Von den weiteren Maßnahmen zur Förderung des Koblen- 
erports jei noch erwähnenswert die Gewährung von Sonder- 
rabakten bei indirektem Export, 3. B. die Zubilligung ermäßigter 
Kohlenpreiſe für die Produktion von Exporkſpiritus. 

Wenn es ſo dem Kohlenbergbau 1933 gelungen ſei, trotz der 
unvermindert anhaltenden Kriſe im In- und Auslande ſeine 
Stellung zu behaupten, fo fei dies vor allem ein Verdienſt 
feiner Organiſation, der „Polniſchen Kohlen- 
konvention.“ Dieſe fordere zwar von den angeſchloſſenen 
Unternehmen einen keilweiſen Verzicht auf die Freiheit von Pro- 
duktion und Abſatz, ſichere aber ſämtlichen Gruben gleichmäßige 
Beihäftigung. Die feſten Inlandskontingente ermöglichten die 
Fortführung des Exports ſogar mit gewiſſen Opfern. Es ſei alſo 
nicht verwunderlich, daß die Erhaltung der bis- 
herigen Organiſation ſowohl den Gruben als 
auch der Regierung ſehr erwünſcht ſei, da 
ihr Ende auf dem Binnenmarkt wilde Konkurrenz und völliges 
Chaos bewirken würde. 

„Dabei würden die Gruben, die in geologischer Hinsicht 
besonders günstig liegen oder aus anderen Gründen besonders 
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niedrige Kosten aufweisen, anderen Gruben den Absatz rau- 
ben und sich, besonders. ., durch Exportverminderung oder 
gar einstellung, bemühen, vor allem den Binnenmarkt zu be- 
herrschen. Denn, wenn heute eine Kohlenfirma für ihr bestes 
Sortiment einen Durchschnittspreis von 20 Zloty pro to er- 
zielt — die eine Hälfte der Produktion auf Export, die andere 
auf Inlandsabsatz gerechnet, sowie nach Abzug von Deputat- 
kohle und Eigenverbrauch — so wird sie natürlich vor- 
ziehen, die ganze Produktion zum Preise 
von 21—22 Zloty pro to auf den Markt zu 
Werfen, statt, wie es Heute ist, sich mit 
dem unrentabeln und sorgenvollen Export 
abzumühen... Der Konkurrenzkampf würde also viel- 
leicht vorübergehend eine gewisse Absatzsteigerung auf dem 
Binnenmarkt bewirken, was aber auf Kosten des Exports ge- 
schehen würde. .. Welch ungünstige Folgen das für unsere 
Handelsbilanz. . ., für die Interessen der arbeitenden Schich- 
ten hätte, braucht nicht erläutert zu werden. Daher erstreben 
sowohl die Industrie wie ... die Regierungsfaktoren die wei- 
tere Erhaltung der Konvention; angesichts dessen scheint die 
weitere Erhaltung dieser Organisation der 
Kohlenindustrie, die sich auf langjährige 
Erfahrung stützt und den natürlichen Ar- 
beitsbedingungen der Kohlenindustrie Po- 
lens entspricht — eventuell nach Vornahme gewisser 
Korrekturen in ihrem Statut — gesichert.“ („Codzienna 
Gazeta Handlowa“ Nr. 11, 15. 1. 1934.) 

Ziemlich gleichzeitig berichtet die gleiche Quelle, daß die Yer- 
handlungen um die Verlängerung der Kohlenkonvenkion kon- 
krete Ergebniſſe bisher nicht gezeitigt hätten. Es 
ſei u. a. erwogen worden, durch ein beſonderes Rechtskomitee 
eine neue Organiſationsform ausarbeiten zu laſſen, bzw. der Ge- 
danke aufgetaucht, der neuen Organiſation die Form des Syndi- 
kats zu geben. Da es aber noch völlig unbeſtimmt fei, ob eine 
neue Organiſation durch unmittelbare Verhandlungen der inter- 
eſſierten Firmen werde geſchaffen werden können, fei es durch- 
aus möglich, daß der Regierungsvertreker C. Pehe (Departe- 
mentsdirektor im Handelsminiſterium) einen Schiedsſpruch fällen 
werde bzw. — falls die Verhandlungen bis zum 1. April ergeb- 
nislos bleiben ſollten — die Konvention von Monat zu Monat 
verlängert werden würde. 

[Codzienna Gazeta Handlowa“ Nr. 9, 10. 1. 1934. 


Die Stellung der polniſchen Wirtſchaſtskreiſe zu den 
deutſch⸗polniſchen Verhandlungen, 

In einem ausdrücklich als „Anſicht polniſcher Wirtſchaftskreiſe 
zu den gegenwärtigen deutſch-polniſchen Wirtſchaftsverhandlun⸗ 
gen“ bezeichneten Aufſatz wird ausgeführt: 

„In letzter Zeit sind in der Haltung der öffentlichen Mei- 
nung Deutschlands bezüglich der Handelsbeziehungen zu Po- 
len recht erhebliche Wandlungen eingetreten. Lange Zeit hin- 
durch galt der Zollkrieg als gewisser Erfolg der deutschen 
Politik, genauer gesagt, als Weg zum Erfolge. Erwartete man 
doch, daß Polen ohne den deutschen Markt als Hauptabnehmer 
und -lieferant nicht auskommen und kapitulieren würde. 

Diese Rechnungen sind fehlgeschlagen. Selbstverständlich 
war der Verlust des deutschen Marktes ... ein überaus emp- 
findlicher Schlag für unsern Export. Er war aber nicht — 
wie ein Teil der deutschen Meinung erwartet hatte — ein 
tödlicher Schlag, sondern regte im Gegenteil unsern Export 
an, neue Märkte und neue Absatzmöglichkeiten zu suchen. 
Die hier unternommenen Bemühungen lieferten, wenngleich 
unter bedeutenden Opfern.. „ beachtliche Erfolge. Den Ex- 
portbemühungen folgten die Versuche, die Ausfuhr aus 
Deutschland durch die eigene Produktion oder die Einfuhr aus 
anderen Ländern zu ersetzen. 

Die Entstehung und Entfaltung verschiedener neuer Pro- 
duktionszweige, die trotz der Krise steigenden Umsätze un- 
serer Häfen, sind Ausdruck dieser Erfolge, deren Erzielung 
uns der Zollkrieg mit Deutschland erleichtert hat, 

Wie in diesem Kriege die Zeit zu unsern Gunsten arbeitete, 
erwies sie sich auch nicht als Verbündeter Deutschlands. Die 


rücksichtslose Handels- und Finanzpolitik brachte Deutschland 
in schwere Konilikte mit verschiedenen Ländern; die Folgen 
‚dieser Konflikte wirkten empfindlich auf den deutschen Ex- 
port, Unter diesen Bedingungen wird Polen ein Part- 
ner, mit dem Deutschland immer stärker 
rechnen muß, zumal die jetzt von uns geschlossenen Ver- 
träge bei vertraglosem Verhältnis zu Polen die Aussichten 
des deutschen Exports nach Polen zugunsten des Exports aus 
anderen Ländern vermindern. 

Zusammenfassend kann man sagen, daß bei den 
polnisch-deutschen Gesprächen unsere Po- 
sition heute stärker denn je ist. Selbstver- 
ständlich kann diese Lagerung der Verhältnisse nicht ohne 
Einfluß auf den Verlauf der Verhandlungen bleiben, denn es 
sind viele Voraussetzungen dafür gegeben, daß wir dabei die 
größeren Vorteile erlangen. 

Es scheint zweifelhaft, daß wir dieses Ziel bei Verhand- 
lungen, die auf breiterer Grundlage geführt werden, erreichen 
könnten, z. B. würde ein auf die Meistbegün- 
stigungsklausel gestützter tarifloser Ver- 
trag zweifellos Deutschland größere Vor- 
teile bringen als Polen. Denn Deutschland würde 
auf unserem Markt alle die Zollermäßigungen, die wir in den 
jetzt geschlossenen Handelsverträgen anderen Ländern ge- 
währen, erlangen; dagegen wären die Vorteile, die 
die Meistbegünstigungsklausel unserem Ex- 
port nach Deutschland bieten würde, über- 
aus begrenzt. Denn bei der Mehrzahl der Artikel, die 
unseren Export interessieren, hat sich Deutschland von den 
meisten gebundenen Vertragssätzen befreit und dabei seine 
autonomen Zölle erhöht, 

Ebenso würde die Aufhebung der gegen- 
seitigen Kampfmaßnahmen Deutschland grö- 
Bere Vorteile bringen als Polen. Die Auf- 
hebung der antideutschen (Verbots-) Listen hätte für die deut- 
sche Ausfuhr größere Bedeutung als für uns die Aufhebung 
des deutschen Obertarifs. Deutschland würde dann nämlich 
auf unseren Export den Normaltarif anwenden, der fast auf 
alle Artikel, die Gegenstand des polnischen Exports sind, hohe 
Zölle enthält, 

yet Die überwiegenden Vorteile, die 
Deutschland bei dem Abschluß eines tarif- 
losen Vertrages oder auch der Beendigung 
des Zollkrieges zufallen würden, müßten 
dadurch ausgeglichen werden, daß Polen 
auf dem deutschen Markt zusätzliche Kon- 
zessionen bei Kontingenten und Zöllen ge- 
währt würden. Andernfalls hätte eine Verständigung mit 
Deutschland auf breiterer Grundlage keinen Zweck. 

Diese Bemerkungen sind umso mehr angebracht, als nach 
deutschen Pressestimmen ... Deutschland gern den Zollkrieg 
mit Polen beendet sähe. Einige Zeitungen erwähnen dabei zu- 
sätzliche Konzessionen, aber — zugunsten Deutschlands. 
Deutschland möchte nämlich die Vernachlässigung seiner Hä- 
fen beseitigen durch Erlangung von Konzessionen auf 
dem Gebiet unserer Haienpolitik, also auf 
dem Gebiet, das Symbol und Hauptfaktor der Befreiung Po- 
lens von Deutschland ist. Man braucht wohl nicht hinzuzu- 
fügen, daß solche Konzeptionen nur als fromme Wünsche 
der deutschen Presse behandelt werden, keineswegs 
aber die Grundlage ernster Gespräche sein können.“ („Co- 
dzienna Gazeta Handlowa” Nr. 11, 15. 1. 1934. 

Ebenfalls gegen die Zubilligung der Meiſtbegünſtigungsklauſel 
an Deutſchland wendet fih eine andere Zeitungsſtimme, die dar- 
auf hinweiſt, daß ſchon die Gerüchte über die Zubilligung ver- 
ſchiedener Zollermäßigungen an Deutfhland bei der polniſchen 
Induſtrie große Unruhe ausgelöſt habe, und ſchließlich feſtſtellt: 

„Man kann sagen, daß das Schwergewicht der Vorteile, die 
bei einer Verständigung mit Polen Deutschland zufallen wür- 
den, umso größer wäre, je breiter die Grundlage dieser Ver- 
ständigung sein würde. So würde z, B, der Abschluß eines auf 
die Meistbegünstigungsklausel gestützten tariflosen Vertrages 


für Deutschland weit vorteilhafter sein als für Polen, Denn 
mit dem Abschluß neuer Handelsverträge durch uns wächst 
die Zahl der Ermäßigungen, die Deutschland ausnutzen könnte. 
Die Meistbegünstigungsklausel würde also 
Deutschland auf unserem Markt wachsende 
Vorteile verschaffen. 

Umgekehrt stellt sich die Lage für uns dar. Die deutsche 
Handelspolitik geht darauf hin, sich von den gebundenen Sät- 
zen zu befreien. Infolgedessen würden die Vorteile, die 
die Meistbegünstigungsklausel Polen ge- 
währen würde, recht problematischen Cha- 
rakter besitzen“ 

[»J. K. C.“ Nr. 14, 14, 1. 1934] 


Polen und der deutſch⸗franzöſiſche Wirtſchaſtskonflikt. 

Zu dem deutſch-franzöſiſchen Handelskonflikt, der in Polen 
mit größtem Intereſſe verfolgt wird — da Polen gegenwärtig 
mit beiden Staaken über den Abſchluß neuer Handelsverträge 
verhandelt — erklärt die verbreitetite polniſche Wirtſchaftszeitung 
ungefähr folgendes: 

Die internationale Handelspolitik der letzten Zeit fei gekenn- 
zeichnek durch eine unaufhörliche Steigerung protektioniftifcher 
Maßnahmen und den — damit verbundenen — Ausbruch immer 
neuer Wirkſchaftskonflikke. Man könne ohne Übertreibung jagen, 
daß wohl kein einziges Land an ſolchen Konflikten — aktiv oder 
paſſiv — unbeteiligt geblieben fei; den Rekord aber halte Deutſch- 
land, das mit den verſchiedenſten Ländern Wirtſchaftskämpfe 
führe. Beſonders beachtlich fei der deutſch-franzöſiſche Konflikt: 
ſowohl wegen des Umfangs des deutſch-franzöſiſchen Handels als 
auch wegen des ſcharfen Verlaufs dieſes Kampfes, deſſen Ende 
ſo bald nicht zu erwarten ſei. 

„Beide Seiten haben noch eine ganze Reihe von Kampf- 
mitteln zu ihrer Verfügung. Insbesondere kann Frankreich 
im Rahmen seines neuen Kontingentsystems die Zuteilung von 
Kontingenten für die Einfuhr aus Deutschland . . . um 75 % 
vermindern ... Möglich ist auch die Kündigung des Vertrages 
von 1927. 

Sollte sich der Konflikt weiter verstärken, so würde die 
Handelsisolation Deutschlands, die es letz- 
tens durch die Verträge mit Holland und der Schweiz etwas 
zu mildern vermocht hat, mit ganzer Schärfe in Erscheinung 
treten. Polen könnte daraus gewisse Vor- 
teile ziehen. Gegenüber Deutschland hät- 
ten wir bei den begonnenen Verhandlun- 
gen über die Milderung des Zollkrieges 
stärkeren Grund, ähnlich gegenüber Frank- 
reich, mit dem wir bisher nur die Zoll- 
fragen erledigt haben, während die Kon- 
tingentfragen weiter offen geblieben sind.“ 


[Codzienna Gazeta Handlowa“ Nr. 7, 10. 1. 1934] 


Die Ausfihten des polniſchen Exports nach Frankreich. 
Wie bereits mehrfach erwähnt, ſtoßen die polniſch-franzöſiſchen 
Handelsvertragsverhandlungen auf immer neue Schwierigkeiten, 
und zwar nicht nur, weil Frankreich die alten Zollermäßigungen 
für ſeinen Impork nach Polen aufrecht erhalten will, ſondern auch, 
weil es durchaus nicht gewillt ift, die weitgehenden Kontingent- 
forderungen Polens für den Abſatz ſeiner landwirkſchaftlichen Er- 
Zeugniſſe zu erfüllen. Wie es um die Ausſichten des polniſchen 
Agrarexports nach Frankreich beſtellt ift, erhellt aus folgender 
je, in der ungefähr ausgeführt wird: 

Der franzöſiſche Protektionismus, der urſprünglich nur zum 
Schug der franzsſiſchen Produktion eingeführt worden fei, werde 
jobt immer ſtärker ausgebaut, zumal er fih auch als vorzügliche 
Einnahmequelle erwieſen habe. Daher würden 
»die Aussichten des polnischen Exports 
immer trauriger. Was bedeutet es, daß nach sechs- 
monatlichen, überaus mühseligen Verhandlungen mit Frank- 
reich die polnische Delegation gewisse . . . Kontingente er- 
langt hat, wenn gleich darauf die französischen Behörden die 
Wareneinfuhr mit einer neuen Abgabe belegen, die jede Han- 
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delskalkulation unmöglich macht? Was bedeutet es, daß man 
uns Kontingente „gewährt“, wenn die Einfuhrkontingente fran- 
zösische Importeure erhalten, die uns ihre Bedingungen dik- 
tieren werden? 

Frankreichs neue „Wirtschaftspolitik“ liefert uns schon 
einen Vorgeschmack dessen, was uns künftig bevorsteht: 
a) der in diesen Tagen mit den Sowjets unterzeichnete Ver- 
trag schädigt den Export von polnischem Holz, Gemüse, Ge- 
flügel, Eiern usw. erheblich, b) die Lizenzgebühren für Kohle 
wurden verdoppelt, c) ab 1. Januar wurden verschiedene 
neue Kontingentbeschränkungen und hohe Lizenzgebühren, 
u a für Bohnen, Erbsen und Grütze, eingeführt, — 
für Grütze, die Frankreich nicht erzeugt, die vorwiegend die 
700000 . . . polnischen Auswanderer in Frankreich verzehren, 
d)... man zwang die polnischen Exporteure zu einer radi- 
kalen Wandlung des Verkaufssystems, das selbst im besten 
Falle ihnen nicht die Mindestgewinne, die das bisherige System 
bot, garantiert. Und so geht es weiter — die Litanei kann 
recht lang werden. 

Polens Export nach Frankreich wird bedroht nicht nur 
durch die Folgen der Wirtschaftspolitik dieses Landes, sondern 
im gleichen Maße durch die gewaltige Offensive der Konkur- 
renz anderer Länder, die im Kampf um den französischen 
Markt alle Kräfte mobilisieren, über die Politik, Wirtschaft, 
Handels- und Wirtschaftsorganisationen oder Privatpersonen 
verfügen können. 

Die Schlußfolgerung ist höchst einfach: um auf dem fran- 
zösischen Markt vorteilhaft kämpfen zu können, muß Polen 
eine gleiche Mobilisierung aller Kräfte vor- 
nehmen.“ 

[Codzienna Gazeta Handlowa“ Nr. 11, 15. 1. 1934] 


Neue Forderungen für den Ausbau der Schiffe: 

verbindungen des Soͤingener Hafens. 

Die offiziöfe „Gazeta Polska“ brachte kürzlich „Randbemer- 
kungen zur Schiffahrtspolitik des Gdingener Hafens,“ in denen 
u. a. ausgeführt wurde: 

Gdingen ſei heute bereits nicht nur der führende Oſtſeehafen, 
ſondern erlange auch immer größere Bedeutung als „Verteilungs- 
hafen“ für Off- und Mitteleuropa, jo daß Polen bei der Inter- 
nationalen Schiffahrtskonferenz den Antrag geſtellt habe, Gdin- 
gen als „basis harbour“ anzuerkennen. Falls dieſer Antrag — 
höchſtwahrſcheinlich ſchon in allernächſter Zukunft — durchginge, 
würde das Gdingen bei verſchiedenen Schiffahrtsfernverbindungen 
erhebliche Frachtſenkungen (bis zu 20 %) eintragen. 

Eine Betrachtung der Schiffahrtsverbindungen Gdingens zeige, 
daß heute bereits Gdingen Danzig nicht mehr unterlegen fei, viel- 
mehr es verſchiedentlich ſchon überholt habe, nachdem annähernd 
40 reguläre Verbindungen mit Häfen in vier Weltteilen geſchaf- 
fen worden feien. Doch weiſe das Syſtem der Schiff- 
fahrts verbindungen Gdingens, das im allgemei- 
nen den Richtungen des polniſchen Außenhandels entſpreche, 
immer noch einige Lücken auf, z. B. berühre 
der Verkehr Skandinavien — Mittel- und Oſteuropa oder England 
Nordfrankreich —Südoſteuropa Gdingen überhaupt nicht, fon- 
dern werde bis heute von den deutſchen Häfen und Bahnen be- 
wältigt. Eine auch nur teilweile Ablenkung dieſer Transporte 
nach Gdingen habe für ſeine Zukunft erſtrangige Bedeutung. 

„Sofern es sich um die erste dieser Richtungen handelt. 
d. h. um den Verkehr zwischen Schweden, 
Norwegen und dem Kontinent, so umgeht 
dieser bei hochwertigen Gütern Gdingen voll- 
ständig. Gdingen besitzt allein die Massenladungen schwe- 
discher Erze. Die Mehrzahl der übrigen Güter in diesem Ver- 
kehr sammelt sich auf den Verkehrslinien zwischen den schwe- 
dischen und deutschen Häfen. Eine besonders wichtige Rolle 
in diesen Beziehungen spielt der Trajekt Trälleborg— 
Saßnitz..., der bewirkt, daß nicht nur der Warenver- 
kehr, sondern auch der gesamte Passagier- und Touristenver- 
kehr zwischen den skandinavischen Ländern und dem Konti- 
nent unter Umgehung Polens geschieht. Vor drei Jahren wurde 
unter dem Einfluß schwedischer Wirtschaftskreise, die an der 
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Entfaltung der Häfen im südlichen Teil des Landes interessiert 
sind, diese Frage in Schweden aufgeworfen. Diese Kreise tra- 
ten mit dem Projekt . einer Trajektverbindung 
zwischen Gdingen und Karlskrona — welche 
Häfen durch eine Entfernung von 240 km, d. h. ungefähr die 
Entfernung zwischen Trälleborg und Saßnitz, getrennt sind — 
hervor. 

Diese Initiative traf auf völlige Gleich- 
gültigkeit von polnischer Seite. Gdingen be- 
wältigte damals ganz andere Verkehrs- und Wirtschaftspro- 
bleme, dazu war die technische Ausrüstung des Hafens selbst 
noch unzulänglich. Heute aktualisiert, unter dem Einfluß der 
internationalen Handelsbeschränkungen, die Verengung der 
Handelsaussichten erneut die Frage äußerster Ausnutzung der 
vorhandenen Möglichkeiten; das Problem der Be- 
lebung des Transits und des Verkehrs mit 
dem Gdingen zunächst gelegenen Schwe- 
den gewinnt daher eine gewisse... Ak- 
tualität. Die Schaffung einer Trajektverbindung zwischen 
Gdingen und Karlskrona gehört nicht zu den besonders kost- 
spieligen oder gefährlichen Investierungen. Das an dieser 
Frage interessierte schwedische Kapital würde diesen Plan, 
der übrigens schon vor langem auf der anderen Seite der Ost- 
see entstand, sicherlich weitgehend fördern. Die Verkehrsbe- 
deutung eines solchen Trajekts würde sehr groß sein. Sehen 
wir schon von der Tatsache ab, daß durch. .. einen solchen 
Trajekt der Weg von Stockholm nach Warschau, Prag, Wien 
oder Budapest um 10 und mehr Stunden abgekürzt würde, 
so ist festzustellen, daß dieser Trajekt un- 
bedingt Aussicht hätte, die hochwertigen 
Transporte zwischen der ganzen skandina- 
vischen Halbinsel und dem östlich des Po- 
sener Meridians liegenden Teil Europas 
zu bewältigen Dazu kommen noch die mit- 
telbaren Vorteile... aus der wirtschaft- 
lichen und touristischen Annäherung zwi- 
schen Polen und Schweden, welche Beziehun- 
gen trotz vieler günstiger Umstände nicht übermäßig ent- 
wickelt sind. 

Nach Hinweis darauf, daß immerhin in nächſter Zeit ſchon 
eine reguläre Schiffsverbindung Gdingen Stockholm geſchaffen 
würde (die Verbindung Danzig — Stockholm beſteht ſchon feit tan- 
gem! Red.), wendet ſich der Aufſatz noch der bisher ungelöſten 
Frage der Verbindung Gdingens mit den 
franzöſiſchen und engliſchen Weſthäfen zu. 

Dieſe Weſthäfen ſeien die Verkehrs- und Handelsbaſis für 
die überſeeiſchen Dominien und Kolonien. Bei der „fortſchreiten⸗ 
den Wariniſierung des polniſchen Handels“ ſei das Problem der 
Verbindung Gdingens mit Liverpool, Bordeaux, Cherbourg oder 
Marſeille keine nebenſächliche Frage mehr. 

„Es ist das zwar keine Notwendigkeit der nächsten Mo- 
nate, aber die Expansion der Einflüsse und der Arbeit Gdin- 
gens als Welthafen muß künftig über den Atlantik und seine 
Häfen führen. Die Einstellung der Seeverkehrspolitik auf diese 
Richtung ist schon heute höchst angebracht. Dazu kann der — 
trotz außerordentlich schwerer Bedingungen sich entfaltende 
— polnisch-englische Handel sich nicht ausschließlich auf die 
Verbindung mit dem Südostteil Englands stützen, denn die 
westlichen Teile dieses Landes haben ebenso große Chancen 
für eine Handelsannäherung zu Polen ..“ 


[,,Gazeta Polska“ Nr. 22, 22. 1. 1934. 


Die polniſchen Staatsſchulden. 


Bei der Beratung des polniſchen Skaatshaushalts für 1934—35 
unterbreitete der Berichkerſtatter (v. Hutten-Czapski) der Haus- 
haltskommiſſion des Sejm nach kurzen Mitteilungen über die ver- 


Herausgeber: Prof. Dr. Recke, Danzig. 


ſchiedenen, 1918—1933 von Polen im In- und Auslande auf- 
genommenen Anleihen folgende Angaben über ihren gegenwär- 
tigen Stand: 

Es betrügen die 


Inlandsſchulden 627 086 515,17 Zloty 
Auslandsſchulden 3 569 778 374,87 Zloty 


Geſamtſchulden 4 196 864 890,04 Zloty 


Dazu kämen noch verſchiedene Staatsgarantien, u. a. für die 
franzöſiſche Kohlenbahnanleihe. Für den Schuldendienſt ſeien im 
Haushalt für 1934—35 vorgeſehen: 


Innere Schulden 62 550 750 Zloty 
Auslandsſchulden 118 908 390 Zloty 
Staatsgarantien 12 610 860 Zloty 


194 070 000 Zloty 


Der Sturz der Auslandswährungen habe Polens Staatsſchuld 
(auch Inlandsanleihen!) erheblich vermindert. Polen habe durch 
den Dollarſturz 939 718 984, durch den Pfundſturz 66 424 123 Zloty 
gewonnen, insgeſamt aljo — ungerechnet die Gewinne aus dem 
Sturz der ſkandinaviſchen Währungen — 1006 143 100 Zloty 
(vergl. auch 1933, Nr. 6, S. 28“). Das Hoover-Moratorium und 
der Währungsſturz hätten den Schuldendienſt bedeutend entlaſtet, 
für das Jahr 1934—35 feien nur 194 070 000 Zloty gegen 
275 992 229 Zloty im Vorjahre angeſetzt. 

In der Beratung ſtellte der nationaldemokratiſche Abgeordnete 
Rymar u. a. die Frage, an welche Staaten die Zahlungen ein- 
geſtellt worden ſeien, wenn der Schuldendienſt an das Ausland 
gegenüber 1988—34 von 276 auf 119 Millionen Zloty verringert 
worden ſei. Ferner: 


„Wie stehen unsere internationalen Abrechnungen ... aus 
den Friedensverträgen? Seit zwei Jahren hört man nichts 
mehr von der Tätigkeit der Abrechnungskommission, nichts 
von der im Rigaer Vertrag vorgesehenen Entschädigung von 
30 Millionen Goldrubel, nichts über die . . Liquidation der 
Ansprüche polnischer Staatsbürger an die deutsche Regierung, 
für die nach dem Liquidationsabkommen Polen eine ange- 
messene Entschädigung zu gewähren hat.“ 

Aus der Antwort des Deparkementsdirektors Nowak vom 
polniſchen Finanzminiſterium auf diefe Fragen teilt die Regie- 
rungspreſſe nur folgende Ausführungen mit: 

„Der Abgeordnete Rymar... hat behauptet, daß Polen ver- 
schiedene Verpflichtungen nicht erfülle, und daß in dieser Frage 
alles still sei. Daß alles still bleibt, ist für uns eine günstige 
Erscheinung. Es ist nicht vorgekommen, daß Polen als erstes 
Land die Einstellung irgendwelcher Zahlungen begonnen hätte 
oder daß wir, von der Kriegsschuld abgesehen, nicht bezahlt 
hätten, wozu wir vertraglich verpflichtet waren. Was aber die 
Kriegsschuld an Amerika betrifft, so hängt die Einleitung von 
Verhandlungen hierüber nicht von uns ab, und zweifellos liegt 
die Beschleunigung der Verhandlungen nicht in unserem In- 
teresse; Gott verhüte, daß wir als erste die Verhandlungen 
begannen, Aus gewissen, sehr wichtigen Gründen, haben wir 
1924 als erste einen Vertrag über die Konsolidierung der Kriegs- 
schuld geschlossen, und gerade daher waren die Bedingungen 
für uns beschwerlicher als für andere Staaten, die solche Ver- 
träge später schlossen 

Der Abgeordnete Rymar hat die Frage berührt, ob nicht Ver- 
handlungen über eine Reduktion der Schuldzinsen geführt werden 
könnten .. . Zu solchen Verhandlungen kann man nur durch 
Nichterfüllung der Verpflichtungen gelangen. Wer aber nicht 
zahlt, ist ein Bankrotteur. Deutschland ist diesen Weg ge- 
gangen, wir werden ihn nicht beschreiten ..“ 

[,Codzienna Gazeta Handlowa“ Nr. 12, 15. 1. 1934; „Ga- 

zeta Polska“ Nr. 16, 16. 1. 1934.] 
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